
Auszug aus dem EU-Wahlprogramm der SPD 2019 
 
VIII. Friedensmacht Europa stärken 
Die Weltordnung, die wir gekannt und an die wir uns gewöhnt haben, besteht nicht 
mehr. Jahrzehntelange Allianzen werden im Twitter-Takt in Frage gestellt. Russlands 
Angriffe auf Völkerrecht und Staatensouveränität, die egoistische Politik des „America 
First“, genauso wie die aggressive wirtschaftliche Expansion Chinas verunsichern die 
Welt. 
 
Wir streben eine Europäische Souveränität an, die es Europa ermöglicht als aktiver 
Akteur auf der Weltbühne für seine Werte und Lebensweise einzustehen. Europa darf 
nicht zum Spielball anderer werden, es muss sein Schicksal stärker selbst in die Hand 
nehmen können. In dieser Weltordnung wollen wir Europa als Friedensmacht 
positionieren, die steht für eine solidarische Kooperation zur Gewinnung und Erhaltung 
des Friedens, für die universelle Gültigkeit der Menschenrechte und für die Teilhabe 
aller Menschen überall auf der Welt am Wohlstand dieser Welt. 70 Jahren lang traten 
die USA ein für Freiheit, Wohlstand und Sicherheit in Europa. In dieser Zeit profitierten 
wir wie kaum ein anderes Land von der Europäischen Integration und der Einbindung in 
die transatlantische Gemeinschaft. 
 
Die Dringlichkeit, mit der wir die Kraft Europas in der Welt bündeln müssen, ist heute 
größer denn je. Die Kündigung des INF-Abrüstungsabkommens ist ein schwerer Schlag 
für die internationale Rüstungskontrollpolitik und ein schlechtes Vorzeichen für die 
Sicherheit in der Welt. In den sechs Monaten der Suspendierung des Abkommens bis 
zu dessen endgültigem Aus wollen wir alles unternehmen, um Russland zu einer 
Rückkehr zur Vertragstreue zu bewegen und die Vereinigten Staaten davon zu 
überzeugen, zu dem Abkommen zurückzukehren. Das drohende Scheitern des INF-
Abkommens deutet aber auch auf ein viel größeres Problem hin: immer mehr Staaten 
rüsten auf und wir haben keine ausreichenden internationalen Regelungen um 
Rüstungswettläufe zu verhindern. Vertragsgestützte Abrüstung, Rüstungskontrolle 
und Nichtverbreitung müssen wieder in den Mittelpunkt unserer Politik gerückt werden.  
 
Wir wollen in der Rüstungskontrolle die bestehenden Abkommen erhalten und 
möglichst viele Staaten in neue Abkommen einbinden. Außerdem müssen wir 
internationale Regeln für die Waffensysteme der Zukunft schaffen: Dazu gehören Letale 
Autonome Waffensysteme, Hyperschallwaffen, Cyber-Instrumente und der mögliche 
Missbrauch von Biotechnologie. Unsere Position ist klar: Wir wollen keine neue 
Aufrüstungsspirale. Eine Stationierung nuklearer landgestützter Mittelstreckenwaffen in 
Europa kann nicht die Antwort sein. 
 
Die Sicherung des Friedens, die soziale Gestaltung der Globalisierung, der 
Klimawandel, die Ursachen von Flucht und Vertreibung – zu diesen weltweiten 
Herausforderungen kann Europa mit der vereinten Kraft seiner 500 Millionen 
Bürgerinnen und Bürger einen entscheidenden Beitrag leisten. Wir wollen, dass 
Europas Fahne das neue Banner der freien Welt bleibt. Gemeinsam müssen wir dafür 
sorgen, dass Europa zusammen mit anderen Partner sein ganzes politisches Gewicht 
einbringt und eine friedliche, gerechte und regelbasierte internationaleOrdnung 
fortentwickelt. Hierfür brauchen wir Mut und politische Klarheit in Europa, um ein 
Gegengewicht zu Nationalismus und Abschottung der Populisten zu bilden 
Gemeinsame Außenpolitik stärken und für eine Politik der Abrüstung. 



Wir wollen ein Europa, in dem die Beziehungen zwischen der EU und Großbritannien 
auch nach dem absehbaren Brexit eng und partnerschaftlich sind. Großbritannien 
verlässt zwar die EU, bleibt aber ein wichtiges und starkes Land in und für Europa. Die 
EU-Erweiterungspolitik bleibt wichtig, um Frieden, Stabilität und Zusammenarbeit zu 
fördern. 
 
Zugleich muss die EU durch innere Reformen ihre Handlungsfähigkeit sicherstellen. Wir 
halten an der Beitrittsperspektive für die Länder des westlichen Balkans fest. Wir 
schenken der Entwicklung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit dabei besondere 
Aufmerksamkeit. 
 
Eine besondere Herausforderung für uns ist die Zusammenarbeit mit der Türkei. Trotz 
der aktuellen Schwierigkeiten sind und bleiben die Beziehung zwischen der Türkei und 
Europa sowie Deutschland von großer Bedeutung - auch vor dem Hintergrund der 
vielen Menschen mit türkischen Wurzeln in Deutschland und Europa. Das Vorgehen der 
türkischen Regierung gegen Journalisten, Oppositionelle und Aktivisten der 
Zivilgesellschaft steht im Widerspruch zu den Werten der Demokratie und 
Rechtstaatlichkeit, die grundlegend für die europäische Wertegemeinschaft 
sind. Weder die Türkei noch die Europäische Union sind in absehbarer 
Zeit für einen Beitritt bereit. Die südliche und östliche Nachbarschaft der 
EU wollen wir durch eine immer engere Zusammenarbeit in ihrer politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung unterstützen, auch weil wir als EU selbst ein 
großes Interesse an einer stabilen Nachbarschaft haben. 
 
Willy Brandt, Egon Bahr, Olof Palme, François Mitterrand…Wir sind die Partei des 
Dialogs und Ausgleichs, der Suche nach gemeinsamen Interessen sowie des mutigen 
Voranschreitens für Gerechtigkeit und Demokratie. Unsere EU-Außenpolitik basiert auf 
der Einhaltung der Menschenrechte mit einem besonderen Augenmerk auf 
Frauenrechte und die Gleichstellung der Geschlechter. Angesichts von Kriegsgefahren, 
Kriegen und Krisen sind hierfür die Herausforderungen deutlich gestiegen. Europa kann 
sich seiner eigenen Kraft besinnen – und seine Eigenständigkeit unter Beweis stellen. 
Europa muss sich stark machen für das internationale Recht, für multilaterale 
Lösungen, für Abrüstung und Frieden sowohl in Europa als auch in anderen Regionen 
der Welt. 
 
Was wir machen: 

 Europa muss alles daransetzen, das internationale Abrüstungsregime 

vor dem Kollaps zu bewahren. Die noch verbleibende Zeit muss genutzt werden, um 
den INF-Vertrag zum Verbot landgestützter atomarer Mittelstreckenraketen trotz der 
Kündigung durch US-Präsident Trump möglichst doch noch zu retten. Auch werden wir 
keinen Zweifel daran lassen, dass wir ein neues atomares Wettrüsten strikt ablehnen: 
keine neuen Atomwaffen in Deutschland und Europa! Wir wollen zudem die weiteren 
Abrüstungsinitiativen von Heiko Maas zur Einbeziehung von autonome 
Waffensystemen und Cyberwaffen europäisch unterlegen. 

 Europa wird in der Welt durch einen europäischen Außenminister 

/ eine Außenministerin vertreten. Das Amt des „Hohen Vertreters 
der Union für Außen- und Sicherheitspolitik“ wollen wir fortentwickeln. 
Wer mit Europa verhandeln will, muss wissen mit wem er es zu tun hat. 

 Das Einstimmigkeitsprinzip bei außenpolitischen Entscheidungen 

wird abgeschafft. Der Rat der europäischen Außenministerinnen 



und Außenminister soll mit Mehrheit entscheiden können. Es muss ein Ende haben, 
dass Mitgliedsstaaten sich auseinanderdividieren lassen und sich Europa damit 
außenpolitisch lähmt. 

 Europa strebt gemeinsam einen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 

(VN) an. Die deutsche Mitgliedschaft im VN-Sicherheitsrat 2019 und 2020 wollen wir als 
europäische Mitgliedschaft gestalten. 

 Initiative für eine neue Nord-Süd Strategie. Wir wollen, dass die Beziehungen 

Europas vor allem auf dem afrikanischen Kontinent, an den Prinzipien der 
Menschenrechte, der Friedenssicherung, der nachhaltigen Entwicklung und der 
Überwindung struktureller Ungleichheiten neu ausgerichtet werden. Um die weltweite 
Umsetzung der Pariser Klimaziele zu intensivieren, wollen wir die Bedeutung und die 
Kapazitäten der Klimadiplomatie Europas ausbauen. 

 Zur Stärkung der europäischen Friedenspolitik fordern wir ein neues ziviles 

„Europäisches Stabilisierungcorps“. Alle Mitgliedsstaaten entsenden dafür 
Expertinnen und Experten für demokratischen Staatsaufbau, Etablieren von 
Rechtsstaatlichkeit und-ordnung und Ausbildung von Sicherheitskräften. Wir wollen 
ferner die Internationalen Polizeimissionen ausweiten, damit die Polizei mit ihrer 
Expertise und ihren Fähigkeiten dazu beitragen kann, dass kriegerische Konflikte 
außerhalb Europas friedlich gelöst werden können. Im besten Fall können so auch 
rechtsstaatliche Strukturen gefördert und damit letztlich auch Fluchtursachen vor 
Ort bekämpft werden. 

 Unsere Entwicklungszusammenarbeit hat die Befähigung zu stabiler 

Staatlichkeit sowie eigenständiger sozialer, nachhaltiger und wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit zum Ziel. Eine Zweckentfremdung der Mittel, etwa um 
ausschließlich auf Migrationsbewegungen Einfluss zu nehmen, lehnen wir genauso ab, 
wie das Einsetzen von Entwicklungsgeldern für militärische Zwecke. Europa soll 
vielmehr eine Vorreiterrolle einnehmen bei der Umsetzung der 17 Ziele für nachhaltige 
Entwicklung der Vereinten Nationen (SDGs). Ziel Nummer fünf, die Gleichstellung der 
Geschlechter, ist dabei für uns ein durchgängiges Prinzip. Die Fähigkeiten zur zivilen 
Krisenprävention und Konfliktbewältigung sowie die Programme zur 
Entwicklungszusammenarbeit müssen ausgebaut und mit ausreichend Ressourcen 
unterstützt werden. 
Wir stehen weiterhin zum Ziel, mindestens 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens 
für öffentliche Entwicklungszusammenarbeit aufzubringen. 
DieEntwicklungszusammenarbeit wollen wir im Dialog mit den Staaten und den 
Zivilgesellschaften desglobalen Südens ausgestalten. 
 
Eine gemeinsame parlamentarisch kontrollierte europäische Armee. Der Ausbau 
der europäischen Verteidigungsfähigkeiten ist eine Voraussetzung für die Stärkung 
europäischer Souveränität und die richtige Antwort auf das Wiedererstarken des 
Nationalismus. Damit leisten wir auch einen Beitrag zur inneren Friedenssicherung. Um 
auch in Europa einen Rückfall in eine überkommene Aufrüstungslogik zu verhindern, 
setzen wir auf europäische Synergie, die eine effektive Konzentration der 
Verteidigungskräfte ermöglicht und damit eine generelle Erhöhung der 
Rüstungsausgaben unnötig macht. Der Einsatz darf nur durch das Europäische 
Parlament genehmigt werden. Ein neu zu schaffender Verteidigungsausschuss im 
Europäischen Parlament sichert die Kontrollrechte der Abgeordneten und begleitet 
parlamentarisch den Prozess der Integration der europäischen Streitkräfte. 

 Synergien statt pauschaler Erhöhung der Rüstungsausgaben 



und restriktive Exportkontrolle. Wir lehnen die pauschale Erhöhung der 
Rüstungsausgaben ab. Gleichzeitig wollen wir unsere Soldatinnen und Soldaten mit 
moderner Ausrüstung versorgen. Dafür setzen wir auch hier auf europäische Synergie 
durch den Aufbau einer gemeinsamen Beschaffungspolitik. Dafür führen wir auch eine 
gemeinsame restriktive Kontrolle von Rüstungsexporten ein, die durch ein 
parlamentarisches Kontrollgremium mitüberwacht wird und Verstöße hart sanktioniert. 
Wir wollen keine Rüstungsexporte in Krisengebiete und Diktaturen. Wir brauchen eine 
europäische Regelung für Rüstungsexporte, die eindeutig und verbindlich ist sowie 
restriktive Grenzen setzt. 

 Zusammenarbeit mit der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 

Europa stärken. Die OSZE wollen wir als Instrument der Konfliktverhütung und 
Krisenbewältigung stärken und weiterentwickeln. Gerade auch in diesem Rahmen gilt 
es eine neue europäische Ostpolitik zu entwickeln. Trotz aller Rückschläge und 
Probleme im Verhältnis zu Russland ist klar: Dauerhafter Frieden in Europa ist nicht 
gegen, sondern nur mit Russland möglich. Deshalb ist es wichtig, trotz Differenzen im 
Dialog zu bleiben. Dafür nutzen wir auch die gewachsenen Strukturen  der 
Ostseekooperation, in die Russland als Partner eingebunden ist. 
VIII. Friedensmacht 
Europa stärken 
5. Einwanderungs- und Flüchtlingspolitik humanitär und solidarisch 
Flucht und Vertreibung nehmen weltweit zu und machen an den Grenzen Europas nicht 
halt. Das Recht auf Asyl ist ein Menschenrecht. Wir wollen, dass sich alle 
Mitgliedsstaaten Europas ihrer humanitären Verantwortung stellen und flüchtenden 
Menschen in Not Schutz und Zuflucht bieten. Europa muss Fluchtursachen bekämpfen 
und nicht Flüchtlinge. Wir wollen legale Einwanderungsmöglichkeiten schaffen, als 
Grundlage einer geordneten Zuwanderung. 
 
Was wir machen: 

 Eine Reform des Dublin-Systems, die Kriegsflüchtlinge schützt und das Recht auf 

Asyl vollumfänglich gewährt. Das Wahren des Asylrechts ist eine gemeinsame 
europäische Aufgabe, die solidarisch erfüllt werden muss. Sie darf nicht allein auf 
diejenigen Staaten mit einer Außengrenze verlagert werden. Deshalb wollen wir das 
Dublin System durch einen solidarischen Verteilungsschlüssel ersetzen. Bis zur 
Verabschiedung der Reform müssen einzelne aufnahmewillige Staaten oder Städte 
besser unterstützt werden. 

 Ausweitung des EU Resettlement-Programms und verbindliche Umsetzung der 

Kontingentziele in Zusammenarbeit mit dem Flüchtlingshilfswerk der Vereinten 
Nationen (UNHCR).  
Die kontrollierte Aufnahme von Flüchtlingen in den europäischen Staaten verbessert die 
Lebensumstände aller Schutzsuchender in den Flüchtlingslagern des UNHCR. 
Migrationspartnerschaften, bei denen Staaten außerhalb der EU nur dafür bezahlt 
werden Migrantinnen und Migranten an der Durchreise zu hindern, lehnenwir ab. 

 Vereinheitlichung und Beschleunigung von Asylverfahren und 

gemeinsames Handeln bei der Rückführung von vollziehbar ausreisepflichtigen 
Asylbewerbern. Der Anreiz für freiwillige Rück-kehr soll mit finanziellen Hilfen für den 
Neustart im Herkunftsland erhöht werden. Wir halten daran fest, dass Abschiebungen 
in Länder nicht erfolgen, in denen für die Menschen die unmittelbare 
Gefahr besteht, Opfer eines Krieges oder eines bewaffneten Konfliktes zu werden. 



 Einführung eines europäischen Integrations- und kommunalen 

Entwicklungsfonds. Städte und Kommunen, die sich bereit erklären Geflüchtete 
aufzunehmen, sollen bei den Integrationskosten und zusätzlich in gleicher Höhe bei 
kommunalen Entwicklungskosten finanziell unterstützt werden. In Multi-Stakeholder 
Beiräten sollen die Bürgerinnen und Bürger dabei über die Aufnahme 
von Flüchtlingen mitbestimmen. 

 Mehr europäische Regeln für legale Zuwanderung schaffen. Auch um das 

Sterben auf dem Mittelmeer und auf anderen Fluchtrouten zu beenden, brauchen wir 
einheitliche und einfache Regelungen für legale Zuwanderung nach Europa, die sich 
nicht ausschließlich an ökonomischen Kriterien orientiert. Als Vorbild kann hier die 
deutsche Regelung für eine vereinfachte Arbeitsmigration für den Westbalkan dienen. 

 Konzept für humanitäre Visa erstellen. Für Schutzsuchende wird der Weg nach 

Europa oft zum Grab. Wir wollen, dass das Europäische Unterstützungsbüro für 
Asylfragen (EASO) ein Konzept für gemeinsame europäische humanitäre Visa vorlegt 
im Rahmen einer vorbehaltlich legalen Zuwanderung. 

 Europäische Seenotrettung. Alle Mitgliedsstaaten haben ihren Beitrag für eine 

leistungsfähige Seenotrettung im Mittelmeer zu leisten. Wir wollen, dass die EU die 
Seenotrettung stärker koordiniert und die Mitgliedstaaten dabei finanziell, technisch und 
personell unterstützt. Private Hilfsorganisationen dürfen nicht kriminalisiert werden, sie 
sollen aufgenommene Flüchtlinge unmittelbar in europäische Häfen ausschiffen dürfen. 

 Wir lehnen die Idee von „Ausschiffungsplattformen“ in den nordafrikanischen 

Transitländern ab. 

 Mit fairer Handels-, Agrar- und Fischereipolitik 

sowieEntwicklungszusammenarbeit Fluchtursachen bekämpfen. Immer mehr 
Menschen sind zur Flucht aus ihrer Heimat gezwungen, weil sie sich und ihre Familien 
nicht mehr ernähren können. Mit einer fairen Handels-, Agrar- und Fischereipolitik sowie 
einer wirkungsvollen Entwicklungszusammenarbeit, die soziale und ökologische 
Ziele mit wirtschaftlichen Zielen gleichsetzt, wollen wir Fluchtursachen bekämpfen und 
eine eigenständige Entwicklung des globalen Südens ermöglichen. 

 Schutz der europäischen Außengrenzen vor illegaler Zuwanderung und konsequente 

Bekämpfung von Schlepperbanden und von Menschenhandel zum Zweck der 
sexuellen und Arbeitsausbeutung, um vor allem Kinder und Frauen zu schützen. 
Europa braucht das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in eine starke, 
funktionierende Demokratie. Sie muss dringend bürgernäher und noch verständlicher 
werden. Dieses Vertrauen gewinnen wir nur, wenn die Entscheidungsfindung in Europa 
mehr Mitsprache ermöglicht, gute Ergebnisse und den sozialen Fortschritt für alle 
bringt. Das Herzstück der europäischen Politik muss das Voranbringen des 
europäischen Einigungsprojektes sein. Wir wollen deshalb die europäische Demokratie 
und die Gemeinschaftsinstitutionen stärken, denn sie sind die Garanten dafür, 
dass nicht nationale Egoismen, sondern das gemeinsame europäische Interesse 
im Vordergrund steht. 
IX. 

 


